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Gleichberechtigung für Juden: UPJ
erhebt Klage gegen Zentralrat!

Erfahren Sie mehr über historische Ereignisse, Geburtstage
und aktuelle Entwicklungen in Frankfurt (Oder) am 19. Juli

2025.

Frankfurt (Oder), Deutschland - Am heutigen 19. Juli 2025
gibt es nicht nur einen besonderen Namenstag für Bernulf zu
feiern, sondern das Datum wird auch von zahlreichen
historischen Ereignissen geprägt. So ist der Tag besonders für
die jüdische Gemeinschaft in Deutschland von Bedeutung, und
einige aktuelle Entwicklungen werfen ein Licht auf die
Herausforderungen, vor denen sie steht.

Ein bedeutendes Datum in der Geschichte fällt auf das heutige
Datum: 1950 wurde der Zentralrat der Juden in Deutschland in
Frankfurt am Main gegründet. Diese Institution hat sich seitdem
als zentrale Vertretung für die jüdischen Gemeinden des Landes
etabliert und spielt eine wichtige Rolle in der gesellschaftlichen



und politischen Landschaft Deutschlands. Er kämpfte lange Zeit
für Rechte und Gleichbehandlung, die den jüdischen Mitbürgern
zustehen, was ein zentrales Thema in der Geschichte des
jüdischen Lebens in Deutschland ist, wie auch JPR festgestellt
hat.

Aktuelle Entwicklungen im Judentum

In jüngster Zeit hat die Union Progressiver Juden (UPJ) am
Montag Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht
erhoben. Die UPJ fordert einen eigenen Staatsvertrag sowie
regelmäßige Zuwendungen, ähnlich wie sie der Zentralrat
bereits verhandeln konnte. Tatsächlich erhält der Zentralrat im
Jahr 2024 rund 22 Millionen Euro aus dem Bundesetat, während
die UPJ lediglich 189.000 Euro zugesprochen bekommt. Diese
Regelung wird von der UPJ als unzureichend und ungerecht
empfunden, da sie für eine stärkere Gleichbehandlung kämpft
und zwischen 4 und 15 Prozent der Staatszuwendungen
einfordert, erklärt RND.

Die Kluft zwischen liberalen und orthodoxen Strömungen im
Judentum zeigt sich auch in diesem Kontext: Während Frauen in
liberalen Gemeinden alle Ämter einnehmen können und
gemischt in Gottesdiensten sitzen, ist dies in orthodoxen
Gemeinden nicht der Fall. Diese grundlegenden Unterschiede
werfen Fragen auf, die nicht nur die interne Struktur des
Judentums betreffen, sondern auch die rechtlichen Implikationen
gegenüber dem Staat.

Historischer Kontext

Die Suche nach Gleichheit für Jüdinnen und Juden in
Deutschland hat Geschichte: Seit dem 19. Jahrhundert setzen
sie sich für individuelle Rechte und religiöse Bildung ein. Das 
JPR beleuchtet die rechtlichen Rahmenbedingungen für das
Verhältnis zwischen Staat und Religion und stellt fest, dass
Fragen bezüglich der Religionsausübung im staatlichen Umfeld
nach wie vor aktuell sind. Von der Arbeitsbefreiung an jüdischen
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Feiertagen bis hin zu den Rechten auf Religionsunterricht in
öffentlichen Schulen – die Herausforderungen bleiben bestehen
und sind Teil des Alltags jüdischer Gemeinden in Deutschland.

Abschließend bleibt festzuhalten, dass die Gemeinschaft an
mehreren Fronten kämpft und sich in einem ständigen Dialog
mit der Gesellschaft und dem Staat befindet. Diese Dynamik
wird durch das heutige Datum und die damit verbundenen
historischen Ereignisse deutlich, die eine wichtige Grundlage für
die gegenwärtigen Diskussionen im Judentum bilden.

Ein Blick auf die Geburts- und Todestage rundet den heutigen
Tag ab; so etwa wird Hendrik Wüst, der Ministerpräsident von
Nordrhein-Westfalen, 50 Jahre alt und der Dokumentarfilmer
Winfried Junge feiert seinen 90. Geburtstag. Aber auch der
Gedanke an Egon Eiermann, dessen architektonische Werke wie
die Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis-Kirche vielen in Erinnerung
geblieben sind, lässt diesen Tag nicht unwichtig erscheinen. 
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